
   13. Juni:  Stadtteilmütter mit neuen Aufgaben
Eine neue Kooperationsvereinbarung sichert die
Arbeit dieses Projekt weiterhin ab und weitet das
Tätigkeitsfeld aus.
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Neue Ideen für das Flugfeld Tempelhof                                                                                      

Neuköllns schöne Seiten

Neuköllner Kieze: Lebenswert, freundlich, aber auch problembehaftet;                                                                                               Foto: jüb

Neuköllner Stachel

Rudow gegen rechts...
Mit tatkräftiger Unterstützung des Jugendamtes
hat ein Bürgerbündnis die Tradition rechter 
Aufmärsche auf der Rudower Spinne gebrochen.    
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Eine Ausstellung zum Columbia-Quartier, die nicht
nur neue Vorstellungen entwickelt, sondern auch
teilweise auf Ablehnung und Verwunderung trifft.
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100 Jahre Rathaus Neukölln
Ein Jubiläum in historischem GeprängeEntwicklung oderVerdrängung 

...übrigens:
Der

ist auch online verfügbar:
www.gruene-neukoelln.de
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Neuköllner Kieze:
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Einst als Regierungs- und Verwal-
tungszentrale („Amtshaus“) der Stadt 
Rixdorf geplant, wurde es mit der 
Konstituierung der Stadt Groß-Berlin 
dann zum Rathaus Neukölln. 
Bereits 1904 hatten die sonst spar-
samen Stadtverordneten von Rixdorf 
die ýnanziellen Mittel zum Bau eines 
neuen und repräsentativen Rathauses 
genehmigt. Der Neubau, in den 
Jahren zwischen 1905 und 1914 in 
mehreren Bauabschnitten errichtet, 
war das Hauptwerk des Neuköllner 
Stadtbaurates Reinhold Kiehl. 
Die feierliche Einweihung des ersten 
und Haupt-Bauabschnitts fand am 
3. Dezember 1908 statt und war 
vielleicht als Weihnachtsgeschenk 
für die Rixdorfer gedacht. Die Art 
der bodenständigen Architektur mit 
ihren massigen Natursteinfassaden 
und der hohe Turm sind schon damals 
als Sinnbild erkannt worden für das 
Bestreben der Rixdorfer: Wir wollen 
hoch hinaus! 
Die Einweihung von vor hundert 
Jahren war auch der Anlass für den 
Bezirksbürgermeister und seine Ver-
waltung, am 4. Dezember 2008 zu 
einem Festakt in das „Allerheiligste“ 
zu laden. 
Nicht von ungefähr war in den 
Wochen zuvor das rathäusliche 
Treppenhaus aufwendig renoviert 
worden. Diese Arbeiten gipfelten 
in der Herrichtung einer „Kiehl-

Etage“, die dem Baumeister nach 
hundert Jahren ein verdienstvolles 
„Entree“ in der Bürgermeisteretage 
des Rathauses bescherte. Und, um das 
Maß der Ehrung für den honorigen 
Rixdorfer/Neuköllner Stadtbaurat voll 
zu machen, wurde nicht nur eine Büste 
des zu Ehrenden aufgestellt, nein: Herr 
Stadtbaurat gaben sich höchstselbst die 
Ehre, die geladenen Gäste zu begrüßen 
(Bild). 

Aufmerksam hörten Bezirksverordnete, 
Parteienvertreter, auch einige Neuköll-
nerinnen und Neuköllner mit besonderer 
Verbindung zu Politik und Verwaltung 
des Bezirkes dem (allerdings „nach-
gemachten“) Stadtbaurat Kiehl zu, 
wie er beim Bau des Rathauses „den 
harmonischen Übergang vom Großen 
zum Monumentalen“ geschafft hat. 
Dabei stand Bezirksbürgermeister 
Buschkowsky zustimmend neben ihm 
und dachte wohl: Das schaffe ich doch 
auch, denn wo Neukölln ist, ist vorne… 
überall.                                         jüb

Nord-Neukölln im Wandel?
„Gentrify this“ hat jemand an den Rollladen eines leer 
stehenden Ladengeschäfts in der Weserstraße gesprayt, ein 
paar Ecken von der Rütli-Schule entfernt. Dahinter steckt 
ein Begriff, den bis vor kurzem niemand mit Neukölln in 
Verbindung gebracht hat: Gentriýzierung. Vereinfacht 
übersetzt „Verdrängung durch Aufwertung“, angestammte 
Mieter werden - vor allem durch steigende Mieten - aus einem 
Quartiert vertrieben. 
Der Norden von Neukölln ist für eine solche Entwicklung 
prädestiniert: günstige Mieten, attraktive Altbauwohnungen, 
zentral gelegen. Die Gegend hat ihr Gesicht in den letzten 
Jahren deutlich gewandelt, viele Cafés, Bars, Galerien, kleine 
Modelabels und andere Kreative haben sich im Reuterkiez 
angesiedelt. 

Auch in anderen Gebieten in Nord-
Neukölln wurden teilweise jahrelang 
leer stehende Gewerberäume wieder-
belebt. Viele Bewohner haben 
diese Entwicklung positiv und 
viele Angebote als Bereicherung 
aufgenommen: der Kiez wird insge-
samt als lebenswerter, freundlicher 
und sicherer wahrgenommen. 
Auch die Identiýkation mit dem Kiez 
hat sich verstärkt, Netzwerke sind 
entstanden. Die billigen Wohnungen 
sind längst nicht mehr das einzige 
Argument in Neukölln zu leben.
Die neuen Gewerbe haben meist leer 
stehende Flächen belebt, zunehmend 
werden jedoch auch Bestandsmieter 

mit Mieterhöhungen konfrontiert. 
Spürbar schwieriger ist es mittlerweile 
geworden, in Neukölln eine Wohnung 
zu ýnden. Zwanzig Interessenten auf 
eine Wohnung sind in manchen Kiezen 
keine Seltenheit mehr
. 
Mietsteigerungen
verschärfen Probleme
Steigende Mietpreise machen gerade 
für sozial Schwächere einen Umzug 
innerhalb des eigenen Kiezes zum 
Problem. Besonders im Reuterkiez 
wird ¿ber Gentriýzierung diskutiert, 
darunter auch von vielen, die selbst in 
den letzten Jahren zugezogen sind. Das 
reicht von linker Fundamentalkritik bis 

zu vorsichtig-mahnenden Stimmen. 
Wie viel davon Fakt und wie viel 
Schein ist, wie viel Verdrängung 
tatsªchlich stattýndet oder zu 
befürchten ist, ist dabei schwer 
nachzuweisen und noch schwerer 
zu prognostizieren. Unabhängig von 
der Beurteilung des Wandels gilt es 
Luxussanierungen zu verhindern. 
Auch über Mietobergrenzen muss 
diskutiert werden. Sozial Schwächere 
in andere Gebiete zu verdrängen, 
verschärft die Probleme anstatt sie zu 
lösen. Jenseits des Mietpreises spielen 
auch andere Faktoren eine Rolle: 
Menschen mit ausländischem Namen 
haben es erwiesenermaßen schwerer, 

eine Wohnung zu ýnden - gerade wenn 
Vermieter die Wahl haben. 
Im jüngsten Sozialatlas, der von dem 
renommierten Humboldt-Professor 
Hartmut Häußermann erarbeitet 
wurde, ist von Aufwertung keine Rede. 
Im Gegenteil: weite Teile Neuköllns 
weisen eine höchst problematische 
Sozialstruktur auf, viele Gegenden 
sind in den letzten Jahren sogar noch 
abgestürzt. Für den Reuterkiez - 
der in der Untersuchung allerdings 
weit größer ist als im allgemeinen 
Sprachgebrauch - ist allenfalls eine 
Stabilisierung auf niedrigem Niveau 
zu erkennen. Neukölln hat immense 
soziale Probleme: Ein Drittel der 

Bevölkerung ist von staatlichen 
Transferleistungen abhängig, drei 
Viertel der Jugendlichen schaffen 
höchstens den Hauptschulabschluss 
und haben damit kaum Aussicht auf 
einen Existenz sichernden Job, viele 
Kinder wachsen in Armut auf.

Kieze weiter stabilisieren
In den letzten Jahren ist mit 
vielfältigen Mitteln und Geld - vor 
allem von der EU - versucht worden, 
Nord Neukölln zu stabilisieren. Das 
Quartiersmanagement im Reuterkiez 
hat Bewohner aktiviert und Projekte 
angestoßen. Die Stimmung hat sich 
gewandelt, das Selbstbewusstsein 
ist gestiegen. Dies ist jedoch kein 
Selbstläufer. Arbeit und Bildung für 
die hier Lebenden sind die wichtigste 
Herausforderung. Daneben wird sich 
zeigen, wie viele der neuen Angebote 
überleben, wenn die Stadtmagazine den 
nächsten Szene-Kiez irgendwo anders 
in Berlin ausrufen. Manche werden 
dann weiterziehen um woanders Geld 
zu verdienen. Aber es gibt auch viele, 
die hier leben und ihren Kiez positiv 
verªndern wollen. Zu w¿nschen ist, 
dass sie auch dann nicht wegziehen, 
wenn sie Kinder bekommen und diese 
schulpþichtig werden. Hierf¿r braucht 

Foto: jüb

es vor allem bessere Schulen und dafür 
wiederum mehr Personal und eine bessere 
Ausstattung, aber auch engagierte Eltern, 
die diese einfordern und nutzen. Hierfür 
muss das Land Berlin auch jenseits von 
Quartiersmanagement endlich sorgen.
                            Jochen Biedermann
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Stadtentwicklung, Gr¿nþªchen:
Jürgen Biele, 663 56 40
Frauen: 
Carola Scheibe-Köster,  68 09 27 73
Gesundheit, Umweltschutz: 
Gabriela Gebhardt 603 77 54
Homepage der Bezirksgruppe:
Jochen Biedermann, 0163 2891707
Soziales und Verkehr:
Bernd Szczepanski,  625 72 54
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Peter Klopp, 61303985
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  Michael Cramer, Mitglied des
  Europa-Parlaments:

 Bericht aus Brüssel

Grüne Positionen...
Zur Diskussion:

Aktionsplan 
„städtische Mobilität“ 
muss her, denn 
die Zeit drängt!

Klima(killer)bündnis

Nach dem Volksentscheid über 
den Flughafen Tempelhof im 
vergangenen Jahr dürfen wir wohl 
bald erneut entscheiden, diesmal über 
Religion als Wahlpþichtfach in den 
Berliner Schulen als Alternative zum 
Ethikunterricht. Ganz ehrlich habe 
ich mir gewünscht, es wäre nicht dazu 
gekommen. Nicht vordergründig 
weil ich anderer Meinung bin, als 
die Initiative „pro Reli“ es begehrt, 
sondern weil die Gefahr einer sehr 
unangenehmen Auseinandersetzung 
besteht.
Die beiden großen Kirchen sind in 
vielen gesellschaftlichen Konþikten 
durchaus Bündnispartnerinnen 
fortschrittlicher Politik, sei es in der 
Sozial-, Asyl- oder Friedenspolitik. 
Klar, wenn der Papst mal wieder 
über Homosexualität herzieht, dreht 
sich mir der Magen um und seine 
Haltung zu Kondomen kann ich 
angesichts der furchtbaren Zahl HIV-
Inýzierter insbesondere in Afrika nur 
mit Fassungslosigkeit betrachten, aber 
ich hatte trotz meiner Ungläubigkeit 
kein Problem mit überzeugten 
Katholiken gegen den Krieg im Irak 
zu demonstrieren. 
Beim Volksentscheid über den 
Religionsunterricht geht es im Kern um 
die Frage, ob Kinder und Jugendliche 

„Pro Dialog“ - Miteinander statt Trennung

in dieser Stadt - unabhängig von 
ihrem Glauben - in den Schulen die 
Gelegenheit haben sollen, sich in 
einem speziellen Unterrichtsfach über 
gemeinsame oder auch trennende 
Wertvorstellungen auszutauschen oder 
ob dies streng getrennt unter jeweiliger 
Glaubensaufsicht zu geschehen 
hat. In einer multikulturellen Stadt 
kann der richtige Ansatz nur das 
Miteinander sein, Trennung und damit 
einhergehende Konþikte haben wir 
gerade in Neukölln schon mehr als 
genug, sei es in einzelnen Stadtteilen 
oder an vielen Schulen. Der sachliche 
Streit über diese Frage kann und soll im 
Vorfeld der Abstimmung aber durchaus 
geführt werden.

Fragwürdige Argumente
Sorge bereiten allerdings einige 
Parolen und Auftritte der „pro Reli“-
Initiative. Da war schon die Forderung 
nach „freier Wahl“ höchst fragwürdig, 
schließlich wusste auch die Initiative 
sehr genau, dass die „freie Wahl“ 
sich auch in Zukunft f¿r einen 
zusätzlichen  Religionsunterricht - 
und zwar gefördert mit erheblichen 
Steuermitteln - zu entscheiden, von 
Niemandem bestritten wird. 
Worum geht es wirklich? Es geht bei 
diesem Volksentscheid eben nicht 

um Religionsfreiheit. Natürlich kann 
diese zentrale Parole der „pro Reli“-
Initiative mit etwas Gelassenheit noch 
als „Politik übliche Vereinfachung“ 
durchgehen, und über die Verteilung 
von Elternbriefen über die 
ReligionslehrerInnen will ich an dieser 
Stelle auch nicht streiten. 
Es gibt allerdings eine Linie, die in der 
kommenden öffentlichen Debatte nicht 
nochmal überschritten werden sollte. 
Wenn mit der Parole „Werte brauchen 
Gott“ den Menschen eingeredet werden 
soll, die Werte, nach denen z.B. ich 
selbst mein Leben einrichte, seien keine 
oder zumindest keine legitimen Werte. 
Ich selbst werde jedenfalls versuchen, 
die Auseinandersetzung um die Frage 
nach Religion als Wahlpþichtfach 
zu führen, ohne dem Gegenüber 
die Ernsthaftigkeit seiner eigenen 
Wertvorstellungen zu bestreiten.        
Ich denke, unsere Gesellschaft leidet 
an zu viel Trennung heute schon 
mehr als an zu viel Gemeinsamkeit. 
Orte für einen offenen Dialog über 
unterschiedliche Wertvorstellungen 
gibt es viel zu wenig. Geben wir 
der Schule in Berlin - mit all ihren 
Problemen - die Chance ein solcher 
Ort zu sein. 
                                       Micha Wendt

Wertediskussion weiter notwendig

Die EU-Kommission muss mit ihrer 
Verzögerungstaktik Schluss machen 
und endlich einen Aktionsplan zur 
„Städtischen Mobilität“ vorlegen. 
Angekündigt war er für den Herbst, 
vorgelegt hat die Kommission bis 
heute nichts. Doch die Zeit drªngt: 
Im Kontext des Klimawandels 
spielt der städtische Verkehr eine 
zentrale Rolle. Er ist in den Städten 
für 70 Prozent aller Treibhaus-
Gase verantwortlich. Nur mit 
einer anderen Verkehrspolitik wird 
es der EU gelingen, die eigenen 
Klimaschutzziele zu erreichen. Die 
größten Potentiale liegen in den 
Städten, denn 90 Prozent aller dort 
zurückgelegten Autofahrten sind 
kürzer als 6 Kilometer.
Entfernungen, die bestens geeignet 
sind um umzusteigen auf Bahn, Bus, 
Radfahren und Zu-FuÇ-Gehen. Wenn 
den Städten und Ballungsräumen 
wirksam geholfen werden soll, 
muss die EU-Kommission mehr 
vorlegen und konkreter werden als 
im Grünbuch zum Stadtverkehr. Mit 
reinen Absichtserklärungen gibt 
es in der Tat keinen europäischen 
Mehrwert. Wir Grüne fordern 
erstens, dass die EU-Koýnanzierung 
umweltfreundlich umgeschichtet 
wird. Bisher werden 60 Prozent 
der EU-Gelder im Verkehrsbereich 
für Straßenprojekte eingesetzt, 
nur 20 Prozent gehen in den 
Öffentlichen Nahverkehr und die 
Schiene. Wir wollen mindestens 40 
Prozent für die Schiene - wie es das 
Parlament in meinem Bericht zum 
1. Eisenbahnpaket beschlossen hat. 
Wir wollen zweitens EU-Gelder 
nur dann gewähren, wenn Städte 
einen nachhaltigen Mobilitätsplan 
vorlegen können. Wir wollen 
drittens die Verkehrssicherheit 
erhöhen durch ein generelles 
Tempo-Limit von 30 km/h - mit der 
Möglichkeit der Städte, eigenständig 
für bestimmte Straßen höhere 
Geschwindigkeiten auszuweisen. 
Das ist nicht nur gut fürs Klima, 
es reduziert auch die Unfallzahlen, 
denn jedes Jahr sterben 40.000 
Menschen auf Europas Straßen.

Wowereits „Klimabündnis“ hat diesen 
Namen nicht verdient, denn dadurch wird 
kein einziges Gramm CO2 zusätzlich 
eingespart. Wowereit schmückt sich 
mit einigen Klimaprojekten, die 
ohnehin geplant und auch ohne sein 
„Klimabündnis“ umgesetzt würden. 
Außerdem: Wowereit schadet dem 
Klimaschutz in Berlin, indem er 
Vattenfall zum „Klimabündnis-
Mitglied“ adelt. Dieser Konzern hat 
in Hamburg gegen den politischen 
Willen der dortigen Landesregierung 
ein riesiges Kohlekraftwerk juristisch 
durchgesetzt und plant auch in Berlin 
den Bau eines solchen Klimakillers, der 
allein über 20 Prozent des derzeitigen 
CO2-Ausstoßes Berlins verursachen 
und die CO2-Einsparungen von zehn 
Klimabündnissen zunichte machen 
würde.
Die Kohlepläne von Vattenfall in Berlin 
sind mit einfachen Mitteln zu stoppen: 
Vattenfall hat in Berlin noch gar keinen 
Genehmigungsantrag gestellt und zudem 
angekündigt, das hiesige Kohlekraftwerk 
nicht gegen die Widerstand der ganzen 
Stadt zu bauen. Halb Berlin hat sich 
schon gegen ein neues Vattenfall-
Kohlekraftwerk ausgesprochen - von 
CDU bis Grüne, von IHK bis BUND. 
Nur Klaus Wowereit nicht. Daran muss 
Klaus Wowereit endlich aktiv arbeiten. 

90 Jahre Wahlrecht für Frauen 

Vor 100 Jahren durften Frauen sich das 
erste Mal politisch betätigen, z.B. in Parteien 
oder politischen Vereinen. Auf ihr Wahlrecht 
mussten sie allerdins nochmal 10 Jahre

 warten...                                       Foto: Repro

Viel erreicht und noch viel zu tun
Am 19. Januar 1919 durften Frauen in Deutschland zum ersten Mal 
wählen und auch gewählt werden. Dass dieses neue Recht auch den 
Zeitgenossinnen als ein Meilenstein erschien, wird durch die hohe 
Wahlbeteiligung deutlich: 82Prozent der weiblichen Wahlberechtigten 
nahmen an dieser Wahl zur Nationalversammlung teil. Von den gewählten 
423 Abgeordneten sind 41 Frauen. Das aktive und passive Wahlrecht für 
deutsche Frauen verkündete übrigens der  „Rat der Volksbeauftragten“ am 
12. November 1918, einen Tag nach der deutschen Kapitulation. 

Bis zu diesem Zeitpunkt  hatte die 
bürgerliche Frauenbewegung aber 
schon einen langen Kampf hinter 
sich. Er beginnt im deutschen 
Revolutionsjahr 1848, in dem sich auch 
viele Frauen für mehr Liberalität und 
Demokratie einsetzten. Dieser Kampf 
wurde mehr aus dem Hintergrund 
geführt, wo sich die Frauen damals 
zeitgemäß aufhielten.  Auf den 
Barrikaden standen nur wenige und 
hielten feurige Reden über Presse- und 
Meinungsfreiheit, oder das allgemeine 
und gleiche Wahlrecht. Zu ihrem groÇen 
Leidwesen mussten die Frauen dann 
aber feststellen, dass auch die größten 
Revolutionäre unter „Bürgern“ nur 
Männer verstanden. Sie durften sich 
die Wahl zur Nationalversammlung in 
der Frankfurter Paulskirche nur von 
der Zuschauertrib¿ne anschauen. 

Teilhabe lange untersagt
Nach dieser Enttäuschung ging es aber 
noch weiter, ab 1850 wurden Frauen 
in allen deutschen Staaten sukzessive 
per Gesetz aus allen politischen 
Vereinen ausgeschlossen und ihnen 
wurde die Teilnahme an politischen 
Veranstaltungen untersagt. Man sieht 
also, dass es den Frauen wirklich 
schwer gemacht wurde für ihr Recht 
zu kämpfen. Dass sie dies dann vor 
90 Jahren doch durchsetzen konnten, 
ist ein Grund zum Feiern. Die Frage, 
die damit aufgeworfen wird, ist 
natürlich, ob damit nun alles gut ist 
und die Demokratie schon selbst für 

die Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen sorgt. Schließlich haben 
wir in Deutschland eine Kanzlerin. 
Das ist natürlich eine schöne Sache, 
aber davon zu reden, dass Frauen in der 
Politik nun völlig gleichberechtigt sind, 
wäre (leider) verfehlt. Unser Motto bei 
Bündnis 90/Die Grünen lautet deshalb 
auch: Jubeln und weiterkämpfen. Es 
wurde viel erreicht, aber da geht noch 
mehr. 

Grüne Frauen vorn
Wenn wir uns die aktuellen Zahlen 
angucken, sehen wir auch sofort, wo 
noch Spielräume sind. Heute liegt 
der Frauenanteil im Bundestag bei 
lediglich 32 Prozent, einem knappen 
Drittel. Aber ohne uns Grüne sähe 

es noch viel trauriger aus, denn wir 
sind mit 58 Prozent Frauenanteil bei 
unseren Bundestagsabgeordneten 
einsame Spitze. Zum Vergleich, die 
FDP ist mit lediglich 23,1 Prozent 
trauriges Schlusslicht. Wie konnten 
wir diese Spitzenposition erklimmen, 
obwohl wir doch eine eher junge 
Partei sind? Die Antwort ist einfach: 
Durch unsere Frauenquote.  Die ist 
nicht unbedingt charmant, aber sehr 
erfolgreich und eines unserer grünen 
Alleinstellungsmerkmale. Man kann 
auch sagen: oft kopiert und selten 
erreicht. Nur die Linkspartei hat eine 
ähnlich gute Einbindung von Frauen 
in die Parlamente. Bei ihnen hakt es 
nur noch an der gleichberechtigten 
Besetzung in den Führungspositionen. 
Da setzen sie doch lieber auf das 
„Regime der alten Säcke“, wie 
Lafontaine, Gysy, Bisky und Co. auch 
gerne scherzhaft genannt werden.
Wir würden nie behaupten, dass 
Frauen per se die besseren Menschen 
sind, aber wir wissen, dass sie andere 
Erfahrungen und Sichtweisen in 
die Politik einbringen. Gerade auf 
kommunalpolitischer  Ebene sind 
Frauen eher selten zu ýnden, weil 
diese Arbeit oft ehrenamtlich ist und 
Frauen neben Beruf und Familie dieses 
Engagement nicht auf sich nehmen 
können. 

Macht teilen
Deshalb müssen wir gerade hier 
Rahmenbedingungen schaffen, die 
Frauen eine Teilhabe ermöglichen. 
Der Demokratie fehlt ohne Frauen 
einfach die Hälfte, und auf diese 
Hälfte wollen wir auf keinen Fall  
verzichten. Unser erklªrtes Ziel war 
und ist es, politische Macht sowie 
gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Gestaltungsmöglichkeiten und Verant-
wortung gerecht zwischen Männern 
und Frauen aufzuteilen.
                                  Anja Kofbinger




